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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 326 der Fraktion der SPD vom 20. März 1953 
- Nr. 4206 der Drucksachen - Schuldenanerkenntnis 


Auf die Kleine Anfrage Nr. 326 der Sozial- 
demokratischen Fraktion des Bundestages 
vom 20. März 1953 beehre ich mich, Ihnen 
folgende Antwort der Bundesregierung zu 
übermitteln : 

Zu Punkt 1 der Anfrage: 

Der Schriftwechsel vom 6. März 1951 zwi- 
schen der Bundesregierung und den drei 
Hohen Kommissaren, die dabei im Namen 
ihrer Regierungen handelten, stellt die Be- 
urkundung eines Abkommens dar, das zu 
gegebener Zeit den gesetzgebenden Körper- 
schaften der Bundesrepublik zur Genehmi- 
gung vorzulegen war. Der Bezeichnung des 
Schriftwechsels als „Beurkundung eines Ab- 
kommens” konnte die Bundesregierung da- 
her nicht widersprechen. 

Zu Punkt 2 der Anfrage: 

Die Bundesregierung hat das Abkommen 
über Deutsche Auslandsschulden in London 
am 27. Februar 1953 unterzeichnet, ohne 
zuvor den gesetzgebenden Körperschaften 
der Bundesrepublik den Schriftwechsel vom 
6. März 1951 zur Genehmigung vorzulegen, 
weil das Schuldenabkommen selbst der Zu- 
stimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
bedarf, die bei dieser Gelegenheit auch gleich- 
zeitig mit der Genehmigung des Schriftwechsels 
vom 6. März 1951 befaßt werden. 

Der Schriftwechsel vom 6. März 1951 bildet 
ferner als Anlage zum Achten Teil des Ver- 
trags zur Regelung aus Krieg und Besatzung 


entstandener Fragen einen integrierenden 
Bestandteil des Vertrafirswerkes. das von dem 
Deutschen Bundestag in dritter Lesung am 
19. März 1953 angenommen worden ist. 

Die Bundesregierung hatte dafür Sorge ge- 
tragen, daß die zuständigen Ausschüsse der 
gesetzgebenden Körperschaften in den ent- 
scheidenden Abschnitten der Londoner Schul- 
denverhandlungen genau über den jeweiligen 
Stand der Beratungen unterrichtet wurden. 
Sie w ünschte den Schriftwechsel vom 6. März 
1951 formell den gesetzgebenden Körper- 
schaften erst dann zur Genehmigung vorzu- 
legen, wenn dessen wirtschaftliche und finan- 
zielle Tragweite auf der Grundlage der Ent- 
würfe der Schuldenabkommen klar zu erkennen 
war. Das Abkommen über Deutsche Auslands- 
schulden und die verschiedenen Abkommen 
zur Regelung der deutschen Nachkriegsver- 
bindlichkeiten waren bis zu dem Unterzeich- 
nungstermin am 27. Februar 1953 noch 
ständigen Änderungen unterwarfen, so daß 
erst jetzt eine Gewähr dafür geboten ist, daß 
die gesetzgebenden Körperschaften sich auf 
der Grundlage der Abkommenstexte ein zu- 
treffendes Bild von den Verpflichtungen 
machen können, w eiche die Bundesregierung 
in dem Schriftwechsel vom 6. März 1951 
vorbehaltlich der Genehmigung der gesetz- 
gebenden Körperschaften übernommen hatte. 

In V ertr e t ung 
Blankenhorn 
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